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Zusammenfassung
▼
Öffentliche Gesundheit und Stadtplanung haben 
gemeinsame Wurzeln und kommen vielerorts 
erneut unter der Überschrift Urban Health zu-
sammen. Urban Health (oder: StadtGesundheit) 
zu gestalten erfordert einen erweiterten, inte
grierenden Blick auf medizinische Versorgung, 
Gesundheitsförderung und intersektorale Stadt-
politik. Angesichts aktueller (Krisen) Entwick-
lungen z. B. durch Klimawandel und Globalisie-
rung dürfte solche Blickfelderweiterung auch in 
Deutschland nützlich sein. Am Beispiel des Stadt-
staates Hamburg erkunden wir mit einem kom-
binierten historischen und systematischen An-
satz die Voraussetzungen für vertiefende Analy-
sen. Im Ergebnis erweist sich „Gesundheit“ als 
bedeutendes Thema Hamburger Stadtpolitik mit 
ausgeprägter Vielfalt von Strukturen, Prozessen 
und Akteuren innerhalb des Gesundheitssektors 
und weit darüber hinaus. Insbesondere ist Ge-
sundheitsförderung in den letzten 30 Jahren vom 
„Nischenthema“ zu einer etablierten Säule mit 
bemerkenswerten Kooperationsstrukturen ge-
worden. Zwar hat sich die vor mehr als 200 Jah-
ren begonnene Tradition umfassender Darstel-
lungen Hamburger StadtGesundheit nicht bis zur 
Gegenwart erhalten. Doch weiterhin integriert 
Gesundheitsberichterstattung  unterschiedlichste 
Teilthemen. Die Kommunikation der Hamburger 
Gesundheitsakteure lässt – über unmittelbare 
medizinische Qualitätssicherung hinaus – weni-
ge Hinweise auf kritische Überprüfungen z. B. 
mit Blick auf soziale und ökologische Nachhaltig-
keit erkennen. Eine Voraussetzung für vertiefen-
de Analysen samt externer Vergleiche liegt in der 
dauerhaften Zugänglichkeit einschlägiger Quel-
len; hier scheinen allerdings robuste Ansätze bis-
her zu fehlen.

Abstract
▼
Public health and city planning have common 
roots, and in many places they are now reuniting 
under the heading of urban health. To organize 
this field adequately requires a broad, integrative 
view of medical care, health promotion, and he-
alth in all urban policies. Given current crises and 
developments including climate change and glo-
balization, such a wider perspective should also 
be useful for Germany. Using the City State of 
Hamburg as an example and combining historic 
and systematic approaches, we explore the pre-
conditions for indepth analyses. Our results 
show that health is a significant topic of Ham-
burg urban policy, featuring a broad range of 
structures, processes and actors, both within the 
health sector and far beyond. Health promotion 
over the last 30 years evolved notably from a ni-
che topic into an established field with remarka-
ble cooperative structures. The tradition of com-
prehensive reporting on urban health in Ham-
burg that was initiated more than 200 years ago 
is no longer alive today. However, local health 
reporting keeps integrating a wide range of di-
verse topics. Communication among the Ham-
burg health actors – beyond straightforward me-
dical quality assurance – does not seem to focus 
on critical evaluations, e. g. concerning social and 
ecologic sustainability. A prerequisite for in
depth analyses including external comparisons is 
to secure permanent access to relevant sources. 
Robust approaches to this end, however, seem to 
be lacking.
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Einleitung und Zielsetzung
▼
Viefältige Herausforderungen wie demografischer, technologi-
scher und Klimawandel sowie fortschreitende Globalisierung 
und Digitalisierung verlangen nach verstärkten politischen 
 Anstrengungen, die – neben anderen – auch den Ansprüchen 
von Gesundheitsverträglichkeit und gesundheitsförderlicher 
Ausrichtung aller Politikressorts gerecht werden. Entsprechen-
de Impulse lassen sich von bestehenden Versorgungstrukturen 
und akteuren trotz ihrer Vielzahl und Vielfalt nur begrenzt 
 erwarten.
Aus diesen und weiteren Gründen, u. a. da die städtische Lebens-
form weltweit an Bedeutung gewinnt, entstand international 
ein Themenfeld Urban Health (z. B. [1–4]), welches ausdrücklich 
als Rückkehr zu den gemeinsamen Wurzeln von öffentlicher Ge-
sundheit und Stadtplanung interpretiert wird (so z. B. [5], p.2). 
Für eine gesundheitliche Gesamtschau im städtischen Umfeld 
erscheint uns das Konzept StadtGesundheit geeignet, eine we-
sentliche Blickfelderweiterung zu bewirken. Zur Markierung 
dieses eigenständigen Konzeptes schreiben wir hinfort „Stadt-
Gesundheit“.
Städtische Lebensbedingungen umfassen sowohl belastende als 
auch gesundheitsförderliche Apekte und spielen auch für die in-
dividuellen und sozialen Folgen eingeschränkter Gesundheit wie 
z. B. geminderte soziale Teilhabe oder Bedarf an spezifischer Ver-
sorgung eine wichtige Rolle. Die Lebenserwartung einer Bevöl-
kerung spiegelt summarisch, wie gut StadtGesundheit „gelingt“. 
In den Berichten über die seit ca. 150 Jahren kontinuierlich stei-
gende Lebenserwartung dominiert oft der „Fortschritt der Me-
dizin“ als vermuteter Erfolgsfaktor (z. B. [6]). Von der Gesund-
heitssystemforschung wird dessen Anteil jedoch je nach Mo-
dellansatz nur auf 12–24 % geschätzt [7]. Wie schnell und stark 
sich die Lebenserwartung durch außermedizinische Faktoren 
beeinflussen lässt, zeigte sich bei dem „natürlichen Experiment“ 
der Wiedervereinigung von Ost und Westdeutschland durch 
den ausgeprägten Anstieg der Lebenserwartung bei Männern 
(5,7 Jahre) und Frauen (4,0 Jahre) in Ostdeutschland innerhalb 
von nur 18 Jahren [8].
Am Beispiel des Stadtstaats Hamburg untersuchen wir die Mög-
lichkeit, StadtGesundheit im Sinne einer solchen Blickfelderwei-
terung darzustellen. Neben den eingangs genannten Herausfor-
derungen liegt ein zusätzliches Motiv in der Ankündigung der 
aktuellen Hamburger Regierungskoalition, eine Strategie „Ge-
sundes Hamburg“ zu entwickeln [9]. Wir erwarten, dass durch 
eine solche Gesamtschau die Voraussetzungen für vertiefende 
Analysen geschaffen werden und sich neue Perspektiven für das 
Zusammenspiel der Beteiligten in Hamburg ergeben, um die ein-
gangs genannten Herausforderungen besser zu bewältigen.

Methodik
▼
Unserem Verständnis von „Urban Health“ liegt ein integrierter 
Blick aus gesundheitswissenschaftlicher Perspektive zugrunde. 
Hinsichtlich des Gegenstandsbereichs ist anzuknüpfen an die 
OttawaCharta [10], ihre Weiterentwicklungen und verwandte 
Konzepte wie Health in all Policies [11], Wholeofgovernment 
approach [12] und Wholeofsociety approach [13]. Dabei glie-
dern wir die Darstellung in die folgenden 3 großen Bereiche:
▶ Medizinische Versorgung; diesen Begriff verwenden wir hier 

übergreifend für ärztliche und pflegerische Krankenversor-
gung bis hin zur Rehabilitation

▶ (explizite) Gesundheitsförderung und Prävention als Aktivi-
tät im Gesundheitssektor und

▶ (implizite) gesundheitsrelevante Strukturen und Prozesse in 
anderen Sektoren.

Im Sinne der avisierten Blickfelderweiterung fokussieren wir in 
diesem Beitrag auf die weniger beachteten Bereiche der explizi-
ten und impliziten Gesundheitsförderungspolitik. Bei unserem 
Vorgehen kombinieren wir einen kurzen historischen Rückblick 
mit einem exemplarischen Status quoAnsatz. Frühere Perioden 
werden historischchronologisch skizziert, um wesentliche Ent-
wicklungslinien aufzuzeigen. Die jüngere Geschichte (seit der 
OttawaKonferenz 1986) und die Gegenwart werden eher syn-
optisch dargestellt. Zugrunde gelegt ist eine selektive Analyse 
relevanter Literatur einschließlich „grauer Literatur“. Neben be-
sonders bedeutsamen Einzelquellen werden vor allem zusam-
menfassende Darstellungen herangezogen.
Für die Auswahl der Studienregion war ausschlaggebend, dass 
die Autorin und die Mehrzahl der Autoren seit mehreren Jahr-
zehnten in Hamburg die Gestaltung von Gesundheitsförderung 
und versorgung teils mitgestaltend, teils forschend begleitet 
haben.

Ergebnisse
▼
Zur historischen Entwicklung von StadtGesundheit in 
Hamburg
Schon frühe Berichte [14, 15] zeichneten ein umfassendes Bild 
Hamburger StadtGesundheit. Im Jahre 1928 stellte die Gesund-
heitsbehörde das weite Spektrum ambulanter und stationärer 
Krankenbehandlung und pflege sowie vorbeugender Gesund-
heitspflege, Krankenversicherung und weiterer Maßnahmen 
von Gesundheitsschutz und förderung unter die Überschrift 
„Hygiene und Soziale Hygiene in Hamburg“. Später behandelte 
eine Gruppe von Historikern, Stadtplanern und Gesundheitsex-
pertInnen Gesundheit und Krankheit (vor allem in Hamburg) als 
„städtische Herausforderung“ in historischer Perspektive [16].

Medizinische Versorgung
Früh belegt sind das Asyl „St. Georg“ für Leprakranke (ca. 1200), 
das Hospital zum Heiligen Geist (Mitte 13. Jh.) und der Pesthof 
auf dem Hamburger Berg (1606). Es folgte im selbstständigen 
Altona ein Allgemeines Krankenhaus (1760) und im 19. Jahrhun-
dert eine Reihe staatlicher und privater Krankenhäuser und 
 Anstalten, darunter die SeparatIrrenanstalt Friedrichsberg. 
 Unter den Hamburg heimsuchenden Epidemien erlangte die 
große CholeraEpidemie 1892 eine traurige Berühmtheit [17]. 
An die Epidemie, die Hamburg als einzige Stadt Westeuropas 
 heimsuchte, erinnert der HygieiaBrunnen im Innenhof des 
 Rathauses  ●▶  Abb. 1.
Das 1889 eröffente Neue Allgemeine Krankenhaus Eppendorf, 
welches mit seinem Pavillonsystem weltweit als Vorbild galt, 
wurde 1919 zum UniversitätKrankenhaus HamburgEppendorf 
(UKE) ernannt. Im Jahre 1923 habilitierte sich Rahle Liebe-
schützPlaut als erste Frau an der Hamburger Medizinschen Fa-
kultät. Verstrickungen der Hamburger Universitätsmedizin in 
den Nationalsozialismus betrafen Forschung, Lehre und Kran-
kenversorgung (für umfassende Darstellung: [18]).
Auch aus den nachfolgenden Jahren sind hier nur wenige 
 Eckpunkte zu erwähnen. 1951 gründete sich die Hamburger 
Krebsgesellschaft, die sich für Krebsforschung, Prävention und 
Krebsnachsorge in Hamburg einsetzt; 1952 die Hamburgische 



Zur Diskussion500

Fehr R et al. StadtGesundheit (Urban Health) … Gesundheitswesen 2016; 78: 498–504

Krankenhausgesellschaft (HKG). 1967 wurde die Cytogenetische 
Untersuchungsstelle am Allgemeinen Krankenhaus Barmbek 
eingerichtet [19]. 1984 entstand eine Patienteninitiative gegen 
den vormals am Allgemeinen Krankenhaus Barmbek tätigen 
 Orthopäden Bernbeck; nach Kunstfehlerprozessen zahlte die 
Stadt Hamburg ca. 30 Millionen DM an geschädigte Patienten.

Gesundheitsförderung und Prävention
Wer bedarf gesundheitsförderlicher Maßnahmen, wo sollte Prä-
vention erfolgen? Auch in historischer Hinsicht steht am Anfang 
die Frage nach der Datenlage. Im Staatsarchiv und in Bibliothe-
ken schlummern knappe und ausführliche Analysen zu Gesund-
heit in Hamburg.
Bereits ein 1901 veröffentlichter Bericht enthält modern anmu-
tende regionalisierte Analysen. Darin wird der Zusammenhang 
von sozialer Lage und Säuglingssterblichkeit gezeigt: „Am un-
günstigsten sind NeustadtSüd, Uhlenhorst und Billwärder Aus-
schlag, am günstigsten Rotherbaum und Harvestehude. Dieses 
Ergebniss [sic] wird besonders lehrreich, wenn man unsere Figur 
mit den Figuren […] über den Wohlstand in den einzelnen Dis-
tricten zusammenhält“ [20]. Der umfangreiche Bericht „Hygiene 
und soziale Hygiene in Hamburg“ (1928) [21] bearbeitet u. a. 
Krankenbehandlung und anstalten, vorbeugende Gesundheits-
pflege, Schwangerenfürsorge und Schulspeisung, die öffentliche 
und auch die vorbeugende Gesundheitspflege.
Eine Sonderstellung hat das weltweit erste Krebsregister, 1926 
als Instrument für die Nachsorge und Überwachung gegründet. 
„Der hamburgische Landesausschuss für hygienische Volksbe-

lehrung… bereitet durch die Einleitung einer umfassenden und 
eingehenden Krebsstatistik gesundheitlicher Belehrung auf die-
sem noch unbebauten Gebiete die Wege“ ([21], S. 507). Bevölke-
rungsbezogene Auswertungen sind seit dem Bezugsjahr 1956 
fortlaufend dokumentiert.
Hinsichtlich Gesundheitsberichterstattung ist die Kriegs und 
Nachkriegszeit in Hamburg nur lückenhaft besetzt, z. B. mit ei-
nem Rechenschaftsbericht der Gesundheitsbehörde 1965 [22] 
oder dem 1972 veröffentlichten „Bericht über das Gesundheits-
wesen der Freien und Hansestadt Hamburg“ [23] mit einer rein 
medizinisch orientierten Bestandsaufnahme.
In den 1950er und 1960er Jahren dominierte der öffentliche Ge-
sundheitsdienst in Fragen der Gesundheitsförderung und Prä-
vention, damals eher als Fürsorge, Aufklärung oder Gesund-
heitserziehung bezeichnet. Ende der 1970er und Anfang der 
1980er Jahre politisierte sich – mit internationalem Rückenwind 
– das Thema Gesundheit. In Hamburg unterstützen alternative 
Arztgruppen und Bürgerinitiativen die Emanzipation der 
 Patienten gegenüber Ärzten, hinterfragten den Umgang mit 
Chemikalien und initiierten Selbsthilfe bei Erkrankungen. 1983 
entstand die Hamburgische Landesvereinigung für Gesund-
heitserziehung, und parallel entwickelte sich aus einem 1984 
begonnenen Projekt über gemeinnützige Gruppen und Vereine 
die „Werkstatt Gesundheit“, um die unterschiedlichen Welten 
von Gesundheitsinitiativen und Repräsentanten aus Politik, 
 Verwaltung und formellen Organisationen zusammenzubrin-
gen. Welche Gründe zur Verstetigung oder auch zum Erlöschen 
dieser Aktivitäten führten, ist wenig aufgearbeitet.

Intersektorale Stadtpolitik für Gesundheit
Ein gut bekanntes Beispiel ist der Ausbau eines modernen Sys-
tems der Kanalisation/Stadtentwässerung als Reaktion auf die 
Hamburger CholeraEpidemie 1892. Weitere Belege finden sich 
zahlreich im zitierten Bericht von 1901 [20]. Wasserversorgung 
und Wohnungssituation werden in ihren Auswirkungen auf die 
Gesundheit skizziert, die Gesundheitsbedeutung der Entwick-
lung von „Kummerwagen“ zur Beseitigung von Fäkalien zum 
Sielsystem wird nachvollzogen. Als für die Gesundheitsverhält-
nisse wichtige äußere Ereignisse werden die Besetzungszeiten 
durch die Franzosen und die kriegerischen Auseinandersetzun-
gen am Ende des 19. Jahrhunderts aufgeführt. Eine besondere 
Bedeutung wird auch dem großen Brand 1842 zugeschrieben. 
„Die sonstige Fürsorge der Behörden für die Gesundheitsver-
hältnisse“ gilt vielfältigen Umweltaspekten: QuarantäneVor-
schriften im Hafen, Regelungen für Ammenwesen und Nah-
rungsmittelverkehr, speziell Milch, Beherbergung von Auswan-
derern bis hin zur Einrichtung des Ohlsdorfer Friedhofs ([20],  
S. 64–S. 76).
Der erwähnte Bericht von 1928 [21] behandelte auch Themen 
wie HygieneÜberwachungs und Untersuchungsstellen für 
 Lebensmittel (Fleisch, Milch) und Bedarfsgegenstände; Schulge-
sundheitspflege, Sonderschulen, Hilfsschulen; Speisungsdienst, 
Obdachlosenheime für Bedürftige; und Gewerbeaufsicht. Als 
„Technische Hygiene“ kamen u. a. Straßenbau, Abfallbeseitigung, 
Wasserversorgung, Badeanstalten, Gas und Elektrizität, Grünan-
lagen, Friedhofswesen, Versicherungswesen samt Unfallversi-
cherung zur Sprache. Zu den Grünanlagen hieß es: „Jung und alt 
sollen hier Freude, Erholung und Erhebung finden, aus der 
 Erwägung heraus, Gartenfürsorge spart Krankenfürsorge“ ([21], 
S. 654).
Ende der 30er Jahre bildete sich eine Gesundheitsfürsorge 
Arbeitsgemeinschaft aus Behörden, Versicherungsträgern und 

Abb. 1  Hygieia als 
Brunnenfigur im In-
nenhof des Hamburger 
Rathauses.
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freien Verbänden. Ihre Ziele – Erfassung der gefährdeten Bevöl-
kerung und Ausbau der Gesundheitsfürsorge – versuchte sie in 
enger Kooperation zu erreichen; im Fokus standen Säuglinge, 
Kinder und Jugendliche.
In den 1980er Jahren traten umweltbedingte Risiken wie radio
aktive Strahlung, Dioxine am Arbeitsplatz, Luftbelastung im 
Hamburger Osten in den Vordergrund. Die Gesundheitsbericht-
erstattung wurde in eine neue Abteilung der Gesundheits
behörde mit Fachleuten für Toxikologie und Epidemiologie inte-
griert. Besondere mediale Aufmerksamkeit galt gewissen, als 
Drama oder Skandal wahrgenommenen Vorkommnissen, z. B. 
im  Zusammenhang mit der Firma Stoltzenberg (1928, 1979), der 
Deponie Georgswerder (1983), den DioxinEmissionen der 
 Firma Boehringer (1984), der bewohnten Altlast BilleSiedlung 
sowie der vom Kernkraftwerk Krümmel ausgehenden Strahlung 
(Leukämiestudie, Fehlbildungsstudie).

Zur StadtGesundheit in Hamburg seit der Ottawa 
Charta
Nach der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes erstreckt sich 
die gesundheitspolitische Zuständigkeit auch der Stadtstaaten 
insbesondere auf die Krankenhausplanung/investitionsförde-
rung und den Öffentlichen Gesundheitsdienst. Rechtsgrundla-
gen sind u. a. das Hamburgische Gesundheitsdienstgesetz 2001 
(HmbGDG) [24] und das Kammergesetz für die Heilberufe 2005 
(HmbKGH) [25]. Wesentliche Akteure sind die Behörde für Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, der Bezirkliche Öffentliche 
Gesundheitsdienst (Gesundheitsämter), mehrere berufsständi-
sche Kammern sowie die Kassenärztliche und Kassenzahnärztli-
che Vereinigung Hamburg.
Auch in dem seit April 2015 amtierenden Senat sind die Aufga-
ben der Gesundheitsversorgung, der Pflegeinfrastruktur sowie 
die Aufgaben des Arbeits und Verbraucherschutzes unter einem 
Behördendach vereint. Die genannten und weitere Aufgabenfel-
der wie z. B. Maßregelvollzug, Suchtkrankenhilfe, Sozialversi-
cherung, Produkt und Anlagensicherheit, Patienten sowie um-
weltbezogener Gesundheitsschutz sind hier gebündelt.

Medizinische Versorgung
Für die stationäre medizinische Versorgung halten die 57 
 Kliniken in Hamburg ca. 12 000 Betten sowie knapp 1 000 teil-
stationäre Behandlungsplätze vor. Das Hamburgische Kranken-
hausgesetz (HmbKHG) [26] umfasst u. a. Regelungen zur Quali-
tätssicherung und Krankenhaushygiene, zu sozialer Beratung 
und Patientendatenschutz sowie zur Investitionsförderung der 
Krankenhäuser. Der Anteil auswärtiger Patientinnen und Patien-
ten liegt bei ca. 30 %.
Die demografische Entwicklung der Bevölkerung und der medi-
zinische Fortschritt erfordern stete Anpassung der Kranken-
hausplanung, der Strukturen der Krankenhäuser und der ambu-
lanten Versorgung. Prioritär erfolgt der Ausbau der wohnortna-
hen Versorgung in der Altersmedizin, für Schlaganfallpatientin-
nen und patienten in der Inneren Medizin, Neurologie und 
Frührehabilitation ([27], S. 2). Für seltene aber lebensbedrohen-
de Infektionen steht seit 2010 ein speziell ausgebautes Behand-
lungszentrum für hochkontagiöse Infektionen an der I. Medizi-
nischen Klinik des UKE in gemeinsamer Trägerschaft von 5 Bun-
desländern zur Verfügung.
Die ambulante medizinische Versorgung wird von mehr als 
4 000 selbständigen Arzt, Psychotherapie und sonstigen Pra-
xen sowie von Medizinischen Versorgungszentren mit z. T. ange-
stellten Ärztinnen und Ärzten wahrgenommen. In Bezug auf alle 

Arztgruppen besteht Überversorgung i. S. d. § 101 SGB V mit der 
Folge von Zulassungsbeschränkungen nach § 103 SGB V. Wie in 
der stationären Versorgung werden auch hier ca. 30 % der Leis-
tungen von Patientinnen und Patienten aus dem Umland in 
 Anspruch genommen.
Um die Versorgung von Patienten mit psychischen Erkrankun-
gen zu verbessern, existiert ein seit 2008 vom Bundesministeri-
um für Forschung und Technologie (BMFT) gefördertes umfang-
reiches Netzwerk aus über 100 Einrichtungen der ambulanten 
und stationären Behandlung und Beratung sowie der Selbsthilfe, 
Forschung, Wirtschaft und Verwaltung [28].
Mit Fragen gesundheitlicher Versorgung befassen sich die nach  
§ 90a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) gebildete 
Hamburger „Landeskonferenz Versorgung“ [29] und der nach  
§ 90 SGB V gebildete Hamburger „Landesausschuss Ärzte und 
Krankenkassen“. Die Landeskonferenz berät Fragen der medizi-
nischen Gesamtversorgung, bezieht dabei raumplanerische 
 Aspekte und demografische Entwicklung ein und beschließt 
Empfehlungen an den Landesausschuss. Im Landesausschuss 
geht es u. a. um kleinräumig unterschiedliche Dichte ambulanter 
Versorgung, samt möglicher Zulassungsbeschränkungen.
Insgesamt ist die Versorgungsregion Hamburg eine der medizi-
nisch am besten versorgten Regionen Deutschlands. Nach Berei-
nigung um die „Mitversorgerfunktion“ für das Umland liegt die 
Arzt und Psychotherapeutendichte pro Einwohner ca. 5 % über 
Bundesdurchschnitt, die Dichte der Krankenhausbetten um 16 % 
darunter [30]. Für Flüchtlinge gibt es in Hamburg reguläre Kran-
kenkassenkarten.

Gesundheitsförderung und Prävention
Die unmittelbaren Auswirkungen der OttawaCharta begannen 
schon Ende 1987 mit der Gründung des Initiativkreises „Gesün-
dere Zukunft für Hamburg“ durch die damalige Gesundheitsbe-
hörde, die Krankenkassen AOK, BKK und IKK, das Institut für 
MedizinSoziologie u. a. m. Von hier aus führte der Weg über die 
informelle „Gesundheitsförderungskonferenz Hamburg“ zur 
vereinsrechtlich organisierten Hamburgischen Arbeitsgemein-
schaft für Gesundheit (HAG e. V.) [31], die als Landesvereinigung 
kooperativ die Gesundheitsförderung in Hamburg organisiert. 
Hervorzuheben ist die gemeinschaftliche Finanzierung der 
HAGAktivitäten durch die Gesundheitsbehörde und die Ham-
burger Krankenkassen seit der Gründung 1997. Parallel dazu 
spielt Hamburg seit 1988 eine tragende Rolle im Netzwerk Ge-
sunde Städte.
Durch die Kooperation der beiden wichtigsten Kostenträger, Ge-
sundheitsbehörde und Krankenkassen, konnte eine Fülle ge-
sundheitsfördernder Aktivitäten und Projekte realisiert werden. 
Eine ebenso etablierte Kooperation gibt es seit mehr als 30 Jah-
ren bei der Selbsthilfeförderung [32]. Weil es jedoch weiterhin 
bei der Gesundheitsförderung auch Unübersichtlichkeiten und 
Parallelaktivitäten gab, wurde von einer neuen Stadtregierung 
2010 der Pakt für Prävention [33] ins Leben gerufen. Die von der 
Gesundheitsbehörde organisierte und von der HAG koordinierte 
Gemeinschaftsaktion umfasst mittlerweile über 110 Partner
organisationen, entwickelte partizipativ 3  lebensphasenbezogene 
Rahmenprogramme und unterstützt deren Umsetzung. Der Pakt 
für Prävention soll zu einer Strategie „Gesundes Hamburg“ 
 weiterentwickelt werden [9].
Das erwähnte Hamburgische Gesundheitsdienstgesetz [24] 
 regelt u. a. die für StadtGesundheit wichtigen Bereiche Gesund-
heitsberichterstattung, Gesundheitsplanung, Gesundheitsförde-
rung, Gesundheitsvorsorge, Gesundheitshilfen und Gesund-
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heitsschutz, auch für die bezirkliche Ebene. In bezirklichen 
 Gesundheitsämtern werden Gesundheitskonferenz, Gesund-
heitsberichterstattung, Gesundheitsplanung und weitere Maß-
nahmen zusammengefasst als „Gesundheitsförderungsmanage-
ment“. Für die kleinräumige Ebene verzeichnet die Datenbank 
des Kooperationsverbundes Gesundheitliche Chancengleichheit 
[34] in Hamburg 51 Projekte, davon 10 mit dem Prädikat „Good 
Practice“.

Intersektorale Stadtpolitik für Gesundheit
Zahlreiche Sektoren und Aktivitäten weisen Bezüge zu „Gesund-
heit“ und deren Rahmenbedingungen auf. Zu den Gesundheits-
themen der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 
gehören die Themen Arbeitslosigkeit, Migration, Kinder und 
Jugendschutz oder Organisation der Kinderbetreuung. Im schu-
lischen Bereich sorgt das Landesinstitut für Lehrerbildung und 
Schulentwicklung für die Verknüpfung von Bildung und Ge-
sundheit. Die Hamburger Universitäten und Hochschulen bieten 
ein Spektrum gesundheitsbezogener Studiengänge an.
Das Amt für Arbeitsschutz [35] in der Behörde für Gesundheit 
und Verbraucherschutz (BGV) überwacht den Arbeitsschutz in 
Hamburger Betrieben und berät darüber hinaus Unternehmen 
beim betrieblichen Gesundheitsmanagement. Zum Verbrau-
cherschutz der BGV gehören als weitere Themen u. a. gesund-
heitlicher Umweltschutz, Lebensmittel und Veterinärwesen, 
Pharmaziewesen und Medizinprodukte sowie Produkt und An-
lagensicherheit. Als Landeslabor fungiert dabei das Institut für 
Hygiene und Umwelt [36]. Hier werden Lebens und Futtermit-
tel amtlich untersucht und begutachtet sowie Aufgaben zur 
Städte und Krankenhaushygiene wahrgenommen; ebenso er-
folgen human und veterinärmedizinische Diagnostik sowie 
Umweltanalytik und Überwachung, mithin ist das Institut auch 
mit bedeutsamen Anteilen präventiv tätig.
Beispiele aus der für Stadtentwicklung zuständigen Behörde 
[37] sind das Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwick-
lung, das auch die gesundheitliche Lebensqualität in Quartieren 
mit Entwicklungsbedarfen verbessern will, und das „Bündnis 
für das Wohnen in Hamburg“, welches Wohnungsbaupolitik, 
Quartiersentwicklung und Pflegeplanung verbindet.
Aktivitäten der Behörde für Umwelt und Energie weisen mit 
Lärmschutz, Luftreinhaltung, Grünplanung und Klimaschutz 
deutliche Gesundheitsbezüge auf [38]. Zur Hamburger Behörde 
für Inneres und Sport [39] gehört das Sportamt, das die Rah-
menbedingungen für Breiten und Leistungssport gestaltet. Im 
Hamburger Sportbund sind über 800 Vereine organisiert mit ca. 
578 000 Mitgliedern [40]. Polizei und Feuerwehr wehren in un-
terschiedlicher Aufgabenstellung gesundheitliche Gefahren ab.
In der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation [41] wer-
den einfache Zugänge zu öffentlichen Verkehrsmitteln gefördert, 
Radfahrkonzepte entwickelt oder alternative Verkehrsformen 
konzeptioniert. Aus ökonomischem Blickwinkel ist „Gesund-
heit“ zu einem bedeutenden Faktor geworden. In Hamburg rech-
nen zur Gesundheitswirtschaft (im Sinne der Gesundheitswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung auf Bundesebene, [42]) rd. 6 100 
Unternehmen. Die 57 Hamburger Kliniken erwirtschaften einen 
Jahresumsatz in Höhe von 1,7 Mrd. € pro Jahr, beschäftigen 
30 000 Menschen und bieten 3 000 Ausbildungsplätze [43]. Die 
Gesundheitswirtschaft Hamburg GmbH [44] will die verschie-
denen Akteure vernetzen.

Diskussion wesentlicher Ergebnisse
▼
Wie schon dieser Schritt in Richtung einer Gesamtschau zeigt, 
erfolgen innerhalb des Gesundheitssektors und in zahlreichen 
weiteren Sektoren der Hamburger Stadtpolitik umfangreiche 
Anstrengungen, die Gesundheit zu schützen und zu fördern. Alle 
drei zugrunde gelegten Bereiche (medizinische Versorgung; Prä-
vention und Gesundheitsförderung; intersektorale Stadtpolitik) 
weisen hierzu Strukturen, Akteure und Aktivitäten in großer 
Anzahl und Differenzierung auf, die sich im Laufe der Zeit deut-
lich wandelten.
So ist Gesundheitsförderung in Hamburg in den letzten 30 Jah-
ren, auch dank engagierter Initiativen in den 1990er Jahren, vom 
„Nischenthema“ zu einer etablierten Säule Hamburger StadtGe-
sundheit geworden, welche insbesondere durch die Hamburgi-
sche Arbeitsgemeinschaft für Gesundheit und den „Pakt für Prä-
vention – Gemeinsam für ein gesundes Hamburg“ laufend wei-
terentwickelt wird. Die Gesundheitswirtschaft ist zu einem be-
deutenden Teilbereich der Hamburger Lokalökonomie aufge-
stiegen.
Bezüglich Zusammenspiel der Beteiligten in Hamburg ist folgen-
des festzuhalten: Die entstandenen Netzwerke und Allianzen 
sind vermutlich am ehesten geeignet, mit der Heterogenität der 
Akteure und Themen umzugehen. Allerdings fokussiert der Dis-
kurs – auch in den großen Vernetzungsstrukturen – in weiten 
Teilen auf aktuelle Einzelthemen und den Umgang mit Partiku-
larinteressen. Eine Blickfelderweiterung erscheint angebracht, 
auf deren Basis auch Zukunftsvisionen und ein Gesamtkonzept 
„StadtGesundheit“ entstehen können.
Ein wichtiger integrierender Ansatz liegt in der Gesundheitsbe-
richterstattung. Hier werden kontinuierlich Grundlagen für 
Handlungsprioritäten der Akteure geschaffen. Auch in der Ge-
sundheitswirtschaft wird eine „Gesamtschau“ auf StadtGesund-
heit verfolgt, allerdings aus der spezifischen Perspektive auf 
Märkte, Wachstum und Gewinne.
Ob Gesundheitsberichterstattung in Anknüpfung an frühere, bis 
zum Beginn des 19. Jahrhunderts zurückreichende Traditionen 
sich auch dazu eignet, eine Gesamtanalyse Hamburger Stadt
Gesundheit zu leisten, bleibt zu prüfen. Insgesamt erscheint un-
gewiss, in welchem Maße das Zusammenspiel der Akteure in der 
bisherigen Form auch kritische Überprüfungen unterstützt, z. B. 
mit Blick auf soziale und ökologische Nachhaltigkeit oder mit 
Blick auf künftige Veränderungen bezüglich Demografie, Diver-
sität, Klima oder ökonomischer Instabilität.
Hierzu sind vertiefende Analysen nötig, welche die vielgestalti-
gen Strukturen, Prozesse und Akteure, ihre Rechtsgrundlagen 
und Arbeitsergebnisse abbilden, darunter auch Stoffströme (z. B. 
Pharmaka), Informations und Kommunikationsprozesse sowie 
kooperative Netzwerke. Eine besondere Herausforderung liegt 
darin, nicht nur die multiplen Wechselwirkungen beteiligter so-
zialer und physischer Systeme herauszuarbeiten, sondern dabei 
auch dem besonderen Charakter des Themas gerecht zu werden, 
welches den Grundfragen menschlicher Existenz wie kaum ein 
anderes nahekommt.
Den gewählten Ansatz für StadtGesundheit halten wir für 
grundsätzlich geeignet, um das angestrebte Gesamtbild zu 
zeichnen. Unterschiedlichste Primär und Sekundärquellen, 
 Informationssysteme (z. B. Hamburger Parlamentsdatenbank; 
Datenbank des Kooperationsverbundes Gesundheitliche Chan-
cengleichheit), Archive (z. B. Staatsarchiv) und Recherchen (z. B. 
zur „grauen Literatur“ Hamburger und anderer Institutionen) 
können wesentlich zu einer systematischen Analyse beitragen.
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Um den StadtGesundheitsAnsatz zu entfalten, bedarf es der 
Einbindung von Expertise aus weiteren urbanen Sektoren. Um 
z. B. die Integration einzelner Aktivitäten ins „Große Ganze“ oder 
die Qualität und Nachhaltigkeit erbrachter Leistungen kritisch 
zu analysieren und zu bewerten, bieten sich externe Vergleiche 
mit anderen Großstädten und Metropolregionen im In und 
Ausland (auch z. B. mit Hamburgs Partnerstädten) an. Auf diese 
Weise ließe sich eine weitere, bedeutsame Blickfelderweiterung 
ansteuern, um aus problembezogenen Vergleichen zu Struktu-
ren und Prozessen der Bewältigung typischer Urban Health Pro-
bleme zu lernen.
Eine Voraussetzung für künftige, vertiefende Analysen liegt je-
doch in der Zugänglichkeit einschlägiger Quellen. Inwieweit ro-
buste Ansätze für die dauerhafte Sicherung und Nutzbarkeit 
wichtiger Quellen existieren, ist uns nicht bekannt. Der Über-
gang zu elektronischen Speichermedien hat – neben Vorteilen 
wie Suchfunktion – neue Probleme augeworfen, darunter Ver-
zicht auf herkömmliche Archivierung sowie Lesbarkeitverluste 
durch Systemwechsel.

Schlussfolgerungen
▼
Dieser Beitrag erkundet die Möglichkeit, das Konzept Stadt
Gesundheit auf eine deutsche Großstadt anzuwenden. Wir 
 sehen diesen Ansatz in Einklang mit mehreren aktuellen Diskus-
sionslinien, darunter das Memorandum „Prävention und Ge-
sundheitsförderung nachhaltig stärken“ mit Empfehlungen zur 
politikfeldübergreifenden Gestaltung und zur Bildung interpro-
fessioneller Allianzen [45], die Reflexionen über Entwicklungsli-
nien der Sozialmedizin und Öffentlichen Gesundheit, die einer 
Community Medicine hohen Stellenwert zuschreiben [46], und 
die Entwicklung neuartiger Gesundheitsregionen mit ausge-
prägtem Brückenschlag zwischen Versorgung, Prävention und 
Gesundheitsförderung [47].
Dem explorativen Charakter entsprechend wurde auf vorhande-
ne und leicht zugängliche Text und Wissenselemente zurückge-
griffen und weitgehend deskriptiv gearbeitet. Aus unserer Sicht 
zeigt der vorliegende Versuch die Möglichkeit auf, trotz be-
grenzter Detaillierung ein thematisch umfassendes Gesamtbild 
Hamburger StadtGesundheit zu skizzieren.
Wie nicht anders vermutet ist die urbane Gesundheitslandschaft 
in Hamburg umfangreich und vielgliedrig; herausgebildete 
Strukturen und Prozesse scheinen in vieler Hinsicht erfolgreich. 
Zusätzliche Chancen eröffnen sich mit dem 2015 in Kraft getre-
tenen Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung und der 
Prävention [48], das den Abschluss gemeinsamer Rahmenver-
einbarungen auf Länderebene vorsieht. In Hamburg ist dazu 
 beabsichtigt, die bestehenden Strukturen – den Pakt für Präven-
tion und die Hamburgische Arbeitsgemeinschaft für Gesundheit 
– zukünftig in größeren Kooperationszusammenhängen weiter-
zuführen.
Ebenfalls vielversprechend erscheint die im Koalitionsvertrag 
der aktuellen Hamburger Regierungskoalition angekündigte 
Strategie „Gesundes Hamburg“, wenn ihr der Brückenschlag 
zwischen medizinischer Versorgung, Prävention und Gesund-
heitsförderung sowie sonstiger gesundheitsbezogener Stadtpo-
litik gelingt.
Eine umfassende Analyse Hamburger StadtGesundheit, die ne-
ben den bestehenden Stärken auch Integrationslücken und mög-
liche Stabilitätsmängel ins Blickfeld nimmt, fehlt bisher. In den 
zukunftsorientierten Diskussionen zur „Wachsenden Stadt“, 

„Digitalen Stadt“, „Grünen Stadt“ oder in der Arbeit des Ham-
burger Zukunftsrates sind Themen der StadtGesundheit zwar 
angelegt, haben aber nicht viel Gewicht. Dieser Mangel sollte 
dringend behoben werden.
Es stellt sich die Frage, wie eine kritischkonstruktive Analyse 
Hamburger StadtGesundheit samt ihrer Entwicklungsdynamik 
zu leisten ist, um – auch in Verbindung zu den anderen zu-
kunftsorientierten Diskussionen – eine Strategie „Gesundes 
Hamburg“ solide vorzubereiten.
Durch die geschilderte Vielzahl von Akteuren und Aktivitäten ist 
dies keine kleine Aufgabe. Jedoch lässt sich an die vor mehr als 
200 Jahren begonnene Tradition umfassender Darstellungen 
Hamburger StadtGesundheit anknüpfen. Auch heute integriert 
die gerade in Hamburg wohlentwickelte Gesundheitsberichter-
stattung unterschiedlichste Teilthemen. Zudem wird in den Ko-
operationsverbünden der Prävention und Gesundheitsförde-
rung der Brückenschlag zur medizinischenVersorgung wie auch 
zu stadtpolitischen Sektoren außerhalb von Gesundheit bereits 
praktiziert. Ebenso verfolgt die Gesundheitswirtschaft, mit ih-
rem spezifischen Blick, einen übergreifenden Ansatz.
Ein Zusammenführen der Facetten Hamburger StadtGesundheit 
zu einem Gesamtbild samt kritischkonstruktiver Analyse sollte 
also möglich sein. Als Grundlage wäre eine gemeinsame Debatte 
der wichtigsten Akteure zu organisieren. Hier wäre auch einzu-
beziehen, welche Erfahrungen mit Instrumenten und Struktu-
ren anderenorts u. a. in Landesgesundheitskonferenzen und Ge-
sundheitsdialogen gemacht werden.
Die prominente Position des erwähnten HygieiaBrunnens im In-
nenhof des Hamburger Rathauses lässt darauf hoffen, dass Stadt-
Gesundheit in Hamburg in breiter Koalition weiter verfolgt wird.

Interessenkonflikt: Die Autoren erklären, dass es innerhalb der 
letzten 3 Jahre z. T. folgende Verbindungen gab: Beschäftigungs-
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